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Einladung

zur Gemeindeversammlung

Dienstag, 20. März 2007, 20.00 Uhr 
Gemeindezentrum Gsellhof in Brüttisellen
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Geschäfte
1. Definitive Einführung der professionellen Jugendarbeit

2. Erlass von neuen Verordnungen betr. Siedlungsentwässerung (SEVO) und Gebühren für die Siedlungsentwässerung (GebSEVO)

3. Initiative betr. Vollsanierung Hallen- und Freibad Faisswiesen

4. Anfragen nach § 51 des Gemeindegesetzes

Beachten Sie bitte die nachfolgenden Anträge und Berichte. Die detaillierten Akten liegen ab 6. März 2007 im Gemeindehaus zur Einsicht auf. Die beiden Verordnungen zum Geschäft 2 finden Sie im vollen Wortlaut unter www.wangen-bruettisellen.ch. 

Die Verordnungen können bei der Gemeindeverwaltung auch telefonisch (044 805 91 11) oder per Mail (sibylle.nyffeler@wangen-bruettisellen.ch) angefordert werden.

Gemäss § 51 des Gemeindegesetzes hat jede stimmberechtigte Person das Recht, eine Anfrage an die Behörde zu stellen, die an der Gemeindeversammlung zu beantworten ist. Die Anfrage muss aber von allgemeinem Interesse sein und spätestens 10 Arbeitstage vor der Versammlung schriftlich beim Gemeinderat eingereicht werden.

Gemeinderat Wangen-Brüttisellen

Anträge und Berichte des Gemeinderats
Geschäft Nr. 1 / Jugendarbeit
Antrag des Gemeinderats

1. In der Gemeinde Wangen-Brüttisellen wird die professionelle Jugendarbeit definitiv eingeführt.

2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.


Bericht des Gemeinderats

Das Wesentliche in Kürze
· Im Konzept Jugend und Familie, welches durch eine vom Gemeinderat eingesetzte Arbeits​gruppe erarbeitet worden war, wird die Einführung der professionellen Jugendarbeit in Wan​gen-Brüttisellen mit mindestens 100 Stellenprozenten empfohlen.

· Im Jahr 2005 beschloss der Gemeinderat eine Versuchsphase mit 50 Stellenprozenten, welche aufgrund einer Mitfinanzierung der evang.-ref. Kirchgemeinde auf 60 % aufgestockt werden konnte. Seit anfangs Dezember 2005 ist Patrick Frank mit einem Pensum von 60 % als Ju​gendarbeiter im Einsatz. 

· Der Gemeinderat beauftragte eine Fachstelle, die Versuchsphase zu begleiten und vor Ende 2006 einen Bericht zu verfassen. Die Fachstelle wie auch die Jugend- und Famili​enkommission gelangen in diesem Bericht zum Schluss, dass für eine seriöse, vorausschau​ende und nachhaltige Jugendarbeit in Wangen-Brüttisellen 150 Stellenprozente, evtl. ergänzt durch eine Praktikumstelle, nötig wären.
· Der Gemeinderat anerkennt ebenfalls, dass mit 60% Stellenprozenten neben der Führung des Jugendzentrums (Juze) praktisch keine Kapazität für aufsuchende Jugendarbeit vorhanden ist. Angesichts der angespannten Finanzlage und im Einvernehmen mit der Ressortvorsteherin Jugend und Familie gelangte er jedoch zur Auffassung, dass die Minimalerwartungen mit 120 Stellenprozenten erfüllt werden könnten.

· Die Gesamtkosten (alle Personalkosten inkl. Führungsanteil und Administration sowie alle übrigen Betriebskosten)  sind mit rund CHF 191'000/Jahr errechnet worden. Die heutigen Kosten gemäss Budget 2007 belaufen sich auf CHF 106'000, so dass sich Mehraufwendungen von rund CHF 85'000 ergeben.

Ausführlicher Bericht 

1 Einführung einer Versuchsphase mit 60 Stellenprozenten 

An der Sitzung vom 9. Dezember 2002 gab der Gemeinderat einer Arbeitsgruppe den Auftrag, ein Jugend- und Familienkonzept zu erstellen. Damals bezeichnete der Gemeinderat die Kinder- und Jugendpolitik ausdrücklich als Teil seiner Gesamtpolitik, für die das Motto „vorausschauend“ gilt.

Die Arbeitsgruppe kam in der Folge nach sehr umfangreichen Abklärungen zum Schluss, dass für die Jugendarbeit mindestens 100 Stellenprozente nötig sind. Schon damals bestand die Aussicht, dass sich die beiden Kirchen finanziell an der Jugendarbeit beteiligen werden, weshalb eine zu​sätzliche Erhöhung der Stellenprozente erhofft wurde. 

Der Gemeinderat entschied sich mit Beschluss vom 7. März 2005 für eine rund einjährige Ver​suchsphase mit 50 Stellenprozenten. Damit sollte vor allem die Führung des Jugendzentrums 
(Juze) sichergestellt werden. Da die evang.-ref. Kirchgemeinde die Übernahme der Kosten für 
10 Stellenprozente zusicherte, konnte dieses Pensum auf 60 % erhöht und damit in beschränktem Umfang auch aufsuchende Jugendarbeit angeboten werden. Dem Gemeinderat war allerdings bewusst, dass für diese Aufgabe nur sehr wenig Kapazität vorhanden sein wird.

Per 1. Dezember 2005 nahm Jugendarbeiter Patrick Frank mit einem Pensum von 60 % seine Aufgabe in Angriff. Im Einvernehmen mit dem Gemeinderat wurde er von einer Fachperson der Institution Ajuga (aufsuchende Jugendarbeit) begleitet. Ajuga ist dem Verein DDMG (Dezentrale Drogenhilfe Mittleres Glattal) angegliedert, dessen Tätigkeitsschwerpunkt inzwischen nicht mehr bei der Drogenhilfe liegt. Ajuga wurde beauftragt, dem Gemeinderat Ende 2006 einen Erfahrungsbericht mit Empfehlungen für die Weiterführung der Jugendarbeit zu unterbreiten. 

2 Bericht Ajuga und Haltung Jugend- und Familienkommission

Ajuga und die Jugend- und Familienkommission gelangten aufgrund der gemachten Erfahrungen in der Versuchsphase zur Auffassung, dass gute Arbeit geleistet wird, die Erwartun​gen an die Jugendarbeit in Wangen-Brüttisellen mit einem Stellenpensum von 60 % jedoch nicht erfüllt werden können. Ajuga empfahl ein Pensum von mindestens 150 %, vorzugsweise mit einer zusätzlichen Praktikumstelle. 150 Stellenprozente (bei Verzicht auf die Praktikumstelle) wären auch das Minimum, mit welchem Ajuga die professionelle Jugendarbeit in Wangen-Brüttisellen im Mandatsverhältnis übernehmen würde. Eine solche Lösung würde eigentlich von allen Beteiligten favorisiert. Damit könnte sich die Gemeinde vollständig von der Führung der Jugendarbeit entlas​ten - auch das Personal (inkl. Stellvertretungen usw.) würde von Ajuga zur Verfügung gestellt. Die Kehrseite der Medaille: nicht unwesentliche Mehrkosten.

3 Varianten mit Kostenfolgen im Überblick 

Der Gemeinderat teilte die Auffassung von Ajuga und Jugend- und Familienkommission insofern, als 60 Stellenprozente nicht genügen, um die Erwartungen an die professionelle Jugendarbeit wirklich erfüllen zu können. Insbesondere hat sich gezeigt, dass damit praktisch keine aufsuchende Jugendarbeit angeboten werden kann. Gerade dieses Angebot wird aber offensichtlich von breiten Bevölkerungskreisen erwartet. Dies zeigen zahlreiche Reaktionen, die sinngemäss alle ähnlich lauteten: "Jetzt haben wir doch einen Jugendarbeiter, warum kann er sich nicht auch dieser oder jener Sache annehmen."

Ebenso klar war dem Gemeinderat allerdings, dass die angespannte Finanzlage keine Maximal- und vermutlich nicht einmal eine Optimallösung zulässt. Es stellte sich also die Frage nach einer Variante, mit welcher die Erwartungen an eine seriöse, vorausschauende und nachhaltige Ju​gendarbeit wenigstens minimal erfüllt werden könnten. Sowohl der Gemeinderat wie auch die Ressortvorsteherin Jugend und Familie gelangten zur Auffassung, dass dies mit 120 Stellenpro​zenten möglich sein sollte. 

Die Varianten im Überblick:

	Variante
	Kostenfolgen pro Jahr ca. 
	Mehrkosten gegen​über Versuchsphase ca.



	150 Stellenprozente / Mandat an Ajuga (ohne Praktikumstelle) 
	CHF 
252'000
	CHF
146'000

	150 Stellenprozente ohne Mandat an Ajuga
	CHF
211'000 
	CHF 
105'000

	120 Stellenprozente ohne Mandat an Ajuga
	CHF
191'000  
	CHF
  85'000


In den Kosten sind sämtliche Personal- und Nebenkosten, inkl. Anteile für Führungsaufwand und Administration, enthalten. Zu beachten ist allerdings, dass die Gemeindeversammlung nicht einen Kreditbeschluss, sondern lediglich die Einführung der Jugendarbeit als neue Aufgabe beschliessen muss (s. nachfolgenden Abschnitt 5). Der Vollzug obliegt dem Gemeinderat, die anfallenden Kos​ten sind jeweils mit der Abnahme des Budgets bewilligen zu lassen.

4 Angemessene Lösung mit 120 Stellenprozenten

In Anbetracht der beschränkten finanziellen Mittel erachtet der Gemeinderat die Variante mit 120 Stellenprozenten als angemessen. Damit kann neben der Führung des Jugendzentrums (Juze) auch in begrenztem Mass aufsuchende Jugendarbeit angeboten werden. 

Die oben dargestellte Berechnung wurde auf der Basis der heutigen Kosten bzw. der Angaben von Ajuga erstellt. Für die heutigen 60 Stellenprozente sind im Budget 2007 rund CHF 106'000 enthalten. In diesem Betrag sind alle Personalkosten (inkl. Führungsanteil und Administration) sowie alle übrigen Betriebskosten inbegriffen. Die Aufstockung auf 120 Stellenprozente bewirkt Mehrkosten von rund CHF 85'000.

Zu beachten ist im Übrigen, dass Jugendarbeit nicht einem Selbstzweck dient. Vielmehr wird eine Wirkung angestrebt, die sich letztlich nicht nur ideell, sondern auch finanziell auszahlen dürfte. So kann Jugendarbeit mithelfen, den Vandalismus zu verringern, die Suchtproblematik zu entschär​fen, kritische Situationen frühzeitig zu erkennen und zu handeln, Jugendarbeitslosigkeit zu senken, Polizeieinsätze zu vermeiden. Dies ist denn wohl auch nicht zuletzt der Grund, dass alle angefragten Gemeinden im Bezirk Uster und in der Region glow.das Glattal aufsuchende Jugendarbeit anbieten. Ein Vergleich zeigt auch, dass das nun beantragte Stellenpensum absolut ihm Rahmen liegt.
5 Weshalb eine Vorlage an die Gemeindeversammlung?

Gemäss Gemeindeordnung liegt die Schaffung neuer Stellen in der Kompetenz des Gemeinderats. Dies allerdings nur, wenn mit der Stelle eine bereits vorhandene Aufgabe bewältigt werden soll. Bei der professionellen Jugendarbeit - zumindest bei der aufsuchenden - handelt es sich jedoch um eine neue Aufgabe, die vorher in der Gemeinde Wangen-Brüttisellen nicht wahrgenommen wurde. Für die Bewilligung neuer Aufgaben ist die Gemeindeversammlung zuständig.

6 Schlusswort des Gemeinderats

Der Gemeinderat empfiehlt der Stimmbürgerschaft mit Überzeugung, der Einführung der profes-

sionellen Jugendarbeit in Wangen-Brüttisellen zuzustimmen.

Geschäft Nr. 2 / Verordnungen Siedlungsentwässerung
Antrag des Gemeinderats

1. Gestützt auf die nachfolgenden Erläuterungen sowie die offiziellen Auflageakten zur Gemeindeversammlung, enthaltend

· neue Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen (SEVO),

· neue Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen (GebSEVO),

· aufzuhebende Verordnung über Abwasseranlagen mit technischem Anhang vom 9.1.1991,

· aufzuhebende Verordnung über die Gebühren an Abwasseranlagen vom 27.3.1990,

werden folgende neuen Verordnungen erlassen:

· Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen (SEVO)
· Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen (GebSEVO)

2. Dieser  Beschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung der Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen (SEVO) durch die Baudirektion des Kantons Zürich.


3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, allfällige geringfügige Änderungen, welche sich im 
Genehmigungsverfahren bei der Baudirektion des Kantons Zürich ergeben, in eigener 
Kompetenz vorzunehmen.

Bericht des Gemeinderats

Das Wesentliche in Kürze
Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen (SEVO)
· Die bisherige Verordnung über die Abwasseranlagen und die dazugehörende Gebührenverordnung wurden mit Beschluss der Gemeindeversammlung vom 27.3.1990 festgesetzt und basieren auf dem damaligen Generellen Kanalisationsprojekt (GKP).

· Das seit 1.11.1992 gültige eidgenössische Gewässerschutzgesetz (GSchG) schreibt eine neue Entwässerungskonzeption vor, wonach nicht verschmutztes Abwasser zu versickern ist. Mit der grösseren Bedeutung der Versickerung und dem Einbezug vieler Bäche in das Siedlungsentwässerungssystem ist der Begriff "Kanalisation" zu eng geworden. 

· Das bisherige Generelle Kanalisationsprojekt (GKP) wird deshalb durch den neuen Generellen Entwässerungsplan (GEP) abgelöst.

· Die Fachbegriffe der noch gültigen kommunalen Verordnung über Abwasseranlagen mit technischem Anhang weichen nun in weiten Teilen von denjenigen des neuen GEP ab.

· Mit der Festsetzung der neuen Verordnung über Siedlungsentwässerungsanlagen und der gleichzeitigen Aufhebung der Verordnung über Abwasseranlagen soll diesem Umstand Rechnung getragen werden. Dementsprechend wurden in der kommunalen Verordnung über Siedlungsentwässerungsanlagen die Formulierungen und Verfahrensabläufe an die übergeordnete gültige Gesetzgebung angepasst.

Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen (GebSEVO)
· In der Gebührenverordnung für Siedlungsentwässerungsanlagen sind ebenfalls Anpassungen der Fachbegriffe nötig.

· Das Gebührenwesen bleibt aber weitgehend unverändert.

· Neu sind bei Vorliegen von besonderen Verhältnissen auch Zuschläge und Reduktionen möglich. 
· Die neue Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen sieht vor, dass der Gemeinderat wie bisher die Benützungsgebühr (bisher als Klärgebühr bezeichnet) aufgrund des genutzten Wassers (Verbrauch in m3) festlegt und publiziert. 

· Bei den Anschlussgebühren ergibt sich eine Änderung für gewerblich genutzte Bauten. Die Aufteilung in eine Grundtaxe (aufgrund des Gebäudeversicherungswerts sowie einen  Benützungszuschlag (nach Anzahl Einwohnergleichwerten) entfällt. Neu richtet sich die Berechnung wie bei den Wohnbauten nur noch nach dem Gebäudeversicherungswert. Dies führt zu einer wesentlichen Vereinfachung.

In Bezug auf den vollen Wortlaut der beiden Verordnungen erlauben wir uns auf die Aktenauflage im Gemeindehaus sowie auf www.wangen-bruettisellen.ch zu verweisen. Die Verordnungen können bei der Gemeindeverwaltung auch telefonisch (044 805 91 11) oder per Mail (sibylle.nyffeler@wangen-bruettisellen.ch) angefordert werden.

Ausführlicher Bericht

7 Weshalb neue Verordnungen?

Zur Sicherstellung der zweckmässigen Siedlungsentwässerung und des sachgemässen Gewässerschutzes müssen alle Gemeinden über eine Kanalisationsverordnung verfügen. Solche Verordnungen sind periodisch anzupassen, sei es infolge Änderung der gesetzlichen Vorgaben oder der Randbedingungen in der Gemeinde oder auch um dem Stand der Technik Rechnung zu tragen. Die Verordnung ist auf die jeweilige Abwasserplanung auszurichten.

Die heute anwendbare Verordnung über Abwasseranlagen und die dazu gehörenden Gebührenverordnung wurden von der Gemeindeversammlung am 27.03.1990 festgesetzt. Sie basieren auf den Festlegungen des Generellen Kanalisationsprojekts (GKP) und wurden per 09.01.1991 in Kraft gesetzt.

Auf den 01.01.1999 hat der Bundesrat die neue Gewässerschutzverordnung (GSchV) sowie die revidierte Verordnung über den Schutz der Gewässer vor wassergefährdenden Flüssigkeiten (VWF) erlassen. Durch diese Verordnungen ist der gesamte Bereich des klassischen Gewässerschutzes abgedeckt. Geregelt wird damit nicht nur der planerische Schutz der Gewässer, wie Grundwasser und Oberflächengewässer. Mit dem neuen kommunalen Generellen Entwässerungsplan (GEP) fliesst nun auch der Raumbedarf der Gewässer für den Schutz vor Hochwasser und für die natürliche Funktion der Gewässer als Lebensräume in die Richt- und Nutzungsplanungen ein. Neu wird auch bei der Siedlungsentwässerung die bisher unklare Situation zur Abgrenzung zwischen verschmutzten und nicht verschmutzten Abwässer präzisiert, und die bisherigen Regelungen im Zusammenhang mit der Entsorgung von Industrieabwasser werden genauer umrissen.

Vor diesem Hintergrund sind die kommunalen Rechts- und Plangrundlagen anzupassen. Das bisherige Generelle Kanalisationsprojekt (GKP) wird durch den neuen Generellen Entwässerungsplan (GEP) abgelöst. Zur Zeit befinden sich diese Unterlagen bei der Baudirektion Kanton Zürich zur Genehmigung. Der massgebende Entscheid hat rechtsbegründende Wirkung und ist dem Vernehmen nach demnächst zu erwarten.

Die Festlegungen und Fachbegriffe in der noch gültigen Verordnung über Abwasseranlagen mit Technischem Anhang vom 09.01.1991 sowie der Verordnung über Gebühren an Abwasseranlagen vom 27.03.1990 weichen nun in weiten Teilen von denjenigen nach dem neuen GEP ab. Diese Verordnungen sind deshalb aufzuheben und durch die neue Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen (SEVO) sowie die Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen (GebSEVO) zu ersetzen. 

8 Verordnung über die Siedlungsentwässerungsanlagen (SEVO) 

Gegenüber den bisherigen Regelungen ist hauptsächlich neu, dass nicht verschmutztes Abwasser zu versickern ist. Mit der grösseren Bedeutung der Versickerung und mit dem Einbezug vieler Bäche in das Siedlungsentwässerungssystems ist der Begriff "Kanalisation" zu eng geworden; daher der neue Name "Siedlungsentwässerung".

Diese Verordnung bildet zusammen mit dem GEP die massgebliche Grundlage für die Beurteilung von Bau- und Kanalisationsanschlussgesuchen. Ferner besteht ein enger Zusammenhang zur Gebührenverordnung (siehe nachfolgender Abschnitt).

9 Verordnung über die Gebühren für Siedlungsentwässerungsanlagen (GebSEVO)

9.1 Benützungsgebühr

Nach eingehender Prüfung von zur Verfügung stehenden neuen Gebührenmodellen gelangten der Bauausschuss und der Gemeinderat zu folgender Auffassung:

· Die bisherige Berechnungsart (Grundlage = Frischwasserverbrauch) hat sich im grossen und ganzen bewährt.

· Die Zahlungspflichtigen haben sich an dieses System gewöhnt; eine vollständige Veränderung würde zu Verunsicherungen führen. 

· Die gesetzlich vorgeschriebene volle Kostendeckung kann gewährleistet werden.

Am bisherigen System für die Berechnung der Benützungsgebühren (bisher Klärgebühren) soll deshalb im Grundsatz nichts verändert werden.

9.2 Anschlussgebühr

Eine Abkehr von der bisherigen Berechnungsart ist auch hier nicht anzustreben. Für andere Bemessungsarten, z.B. nach zonengewichteten Grundstücksflächen oder nach Baumassen fehlt die Erfahrung. Um den Kostendeckungsgrad zur Finanzierung der Infrastrukturen zu erreichen, wären umfangreiche Kalkulationen erforderlich, die letztlich nur auf Annahmen basieren könnten. 

Bei den Wohnbauten bleibt die Berechnung deshalb im Wesentlichen unverändert. Sie stellt - wie bisher - ausschliesslich auf den Gebäudeversicherungswert ab.

Bei Gewerbebauten soll jedoch auf die bisherige komplizierte Berechnung mit einer Kombination von Gebäudeversicherungswert und so genannten Einwohnergleichwerten (= Umrechnung der Gewerbenutzung auf Personennutzung) verzichtet werden. Die Berechnung stellt analog den Wohnbauten ausschliesslich auf den Gebäudeversicherungswert ab.

9.3 Kostendeckungsprinzip / Festlegung der Ansätze

Es ist gesetzlich vorgeschrieben, dass mit den Anschluss-  und den Benützungsgebühren eine volle Deckung aller Kosten für Entwässerungsanlagen erreicht werden muss. Die eigentlichen Gebührenansätze sind deshalb nach diesem Prinzip vom Gemeinderat festzulegen und jeweils zu publizieren. 

4
Zusammenfassung

Die neuen Verordnungen erfüllen die gestellten Erwartungen. Zu begrüssen ist insbesondere, dass das Gebührenwesen weitgehend unverändert bleibt und deshalb bei der Bevölkerung keine Verunsicherung entstehen wird. Die Festlegungen sind insgesamt zweckmässig und garantieren wieder über Jahre eine zeitgemässe und sachgerechte Siedlungsentwässerung sowie deren Finanzierung nach dem Kostendeckungsprinzip.
5
Weitere Hinweise / Informationen

Die Richtlinien über die Erhebung von Beiträgen an Abwasseranlagen, vom Gemeinderat am 20.8.1990 festgesetzt, bleiben weiterhin und unverändert gültig.

In Bezug auf den vollen Wortlaut der beiden Verordnungen erlauben wir uns auf die Aktenauflage im Gemeindehaus sowie auf www.wangen-bruettisellen.ch zu verweisen. Die Verordnungen können bei der Gemeindeverwaltung auch telefonisch (044 805 91 11) oder per Mail (sibylle.nyffeler@wangen-bruettisellen.ch) angefordert werden.

Geschäft Nr. 3 / Initiative Hallen- und Freibad Faisswiesen
Antrag Initiativkomitee

Der Gemeinderat von Wangen-Brüttisellen wird beauftragt, mit dem Gemeinderat von Dietlikon einen modifizierten Antrag auszuarbeiten für die Vollsanierung der Anlage Faisswiesen, d.h. des Freibades, des Sprudelbades und des Hallenbades, und den entsprechenden Projektierungskredit zur Abstimmung zu unterbreiten.
Antrag Gemeinderat

Der Gemeinderat empfiehlt die Initiative betr. Ausarbeitung eines modifizierten Antrags für die Vollsanierung der Anlage Faisswiesen abzulehnen.



Bericht des Gemeinderats
Das Wesentliche in Kürze
· Mit einer Grundsatzabstimmung vom 24. September 2006 lehnten die Stimmberechtigten von Wangen-Brüttisellen die Vollsanierung des Hallen- und Freibades Faisswiesen ab. Gleichzeitig stimmten sie einer Sanierung des Freibades mit Stilllegung des Hallenbades zu. 
In Dietlikon sprachen sich die Stimmberechtigten für die Vollsanierung und gegen die blosse Freibadsanierung bzw. Stilllegung des Hallenbades aus.

· Die Freibadsanierung war demnach der "kleinste gemeinsame Nenner", weshalb die Gemeinderäte der Partnergemeinden die Betriebskommission beauftragten, ein entsprechendes Projekt auszuarbeiten.

· Am 4. Dezember 2006 reichten je ein Initiativkomitee in Dietlikon und in Wangen-Brüttisellen ein gleich lautendes Initiativbegehren ein. Es bezweckt die Ausarbeitung einer modifizierten Vorlage für eine Vollsanierung des Hallen- und Freibades. Die Initianten weisen unter anderem darauf hin, dass sich an der Urnenabstimmung vom 24.9.06 eine Zustimmung zur Vollsanierung ergibt, wenn man die Stimmen beider Gemeinden zusammenzählt. 

· Die Gemeinderäte von Dietlikon und Wangen-Brüttisellen haben das Begehren in Form einer "anregenden Initiative" als gültig erklärt. Demnach haben die Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung darüber zu befinden. Stimmen beide Gemeinde der Initiative zu, werden die Gemeinderäte beauftragt, eine neue Vorlage für die Vollsanierung auszuarbeiten. In einem zweiten Schritt wäre dann von den Stimmberechtigten gegebenenfalls der Kredit für die Projektierung bewilligen zu lassen. 

· Der Gemeinderat Wangen-Brüttisellen empfiehlt die Initiative abzulehnen. Er ruft in Erinnerung, dass er die seinerzeitige Vorlage für die Gesamtsanierung ausschliesslich deshalb zur Ablehnung empfohlen hat, weil sich seines Erachtens die Gemeinde Wangen-Brüttisellen die Aufwendungen bzw. die Folgekosten nicht leisten kann. An dieser Beurteilung hat sich seither nichts geändert. Der Gemeinderat hält weder eine projekttechnisch abgespeckte Variante noch eine veränderte Kostenverteilung für denkbar, mit der die finanziellen Folgen auf ein verantwortbares Mass gedrückt werden könnten.
Ausführlicher Bericht 

10 Initiative

10.1 Initiativkomitee

Ein Initiativkomitee, bestehend aus 6 Stimmberechtigten der Gemeinde Wangen-Brüttisellen, haben eine vom 4.12.06 datierte Initiative betr. Schwimmbad Faisswiesen eingereicht. Ein gleich lautender Initiativtext, unterzeichnet von Stimmberechtigten der Gemeinde Dietlikon, ist gleichzeitig beim Gemeinderat Dietlikon eingegangen. 

10.2 Initiativbegehren 

Voller Wortlaut des Initiativbegehrens:

Der Gemeinderat von Wangen-Brüttisellen wird beauftragt, mit dem Gemeinderat von Dietlikon einen modifizierten Antrag auszuarbeiten für die Vollsanierung der Anlage Faisswiesen, d.h. des Freibades, des Sprudelbades und des Hallenbades, und den entsprechenden Projektierungskredit zur Abstimmung zu unterbreiten.

10.3 Begründung

Voller Wortlaut der Begründung:

Das Vorgehen „Sanierung Freibad und Stillegung Hallenbad“, welches als Folge des Abstimmungsresultates vom 24. September 2006 in Angriff angenommen wurde, ist nach Ansicht des Initiativkomitees nicht das Richtige und zwar aus folgenden Gründen:

Zum Ersten hat sich die Mehrheit der Stimmenden, wenn man die Stimmen in beiden Zweckverbandsgemeinden zusammenzählt, für die Vollsanierung ausgesprochen. Es ist auch fraglich, ob die Bevölkerung in Dietlikon einem Baukredit „Sanierung Freibad und Stilllegung Hallenbad“ zustimmen wird, wenn sie bereits schon den entsprechenden Projektierungskredit „Sanierung Freibad und Stilllegung Hallenbad“ am 24. September 2006 an der Urne abgelehnt und die Vollsanierung befürwortet hat.

Zum Zweiten müssten bei der Sanierung des Freibades auch Anlagen erstellt werden, welche eigentlich bereits schon im stillzulegenden Hallenbad vorhanden sind. Man vergibt sich durch die Auftrennung Synergien. Ganz zu schweigen davon, dass das Sprudelbad und die übrigen Elemente der Attraktivitätssteigerung stillgelegt würden, obwohl sie erst seit 2001 in Betrieb sind und von den Badegästen sehr begehrt werden (belegte Steigerung der Besucherfrequenzen).

Zum Dritten bedeutet die Stillegung des Hallenbads ein unwiederbringlicher Verlust für die Bevölkerung. Denn das Hallenbad stellt den ganzjährigen Badebetrieb sicher für das Schulschwimmen, für therapeutische Schwimmkurse, für den Schwimmsport, für das Vereinsleben und für die persönliche Fitness. Es bietet so eine Infrastruktur für die Volksgesundheit. Das Hallenbad ist auch wesentlicher Faktor für die Standortattraktivität und die Wohnqualität der gesamten Bevölkerung.

Zum Vierten wurde die Variante „Sanierung Hallenbad und Stilllegung Freibad“ nie untersucht und auch nicht in der Abstimmungsvorlage vom 24. September vorgelegt. Denn das Freibad als Bademöglichkeit wird nur während zweieinhalb Monaten benützt, das Hallenbad kann jedoch während mindestens elf Monaten eingesetzt werden. In diesem Sinne wird auch angeregt, nebst der Variante Vollsanierung auch noch eine Variante in Betracht zu ziehen, welche die Weiterführung des Hallenbades inkl. Sprudelbad und die Schliessung des Freibades umfasst.

Ohne jetzt eine bestimmte Variante zu favorisieren, soll mit der Initiative nochmals der Variantenfächer geöffnet werden, um eine für die Bevölkerung und Steuerzahler tragbare und sachlich sinnvolle Lösung zu finden.

Im Zentrum der Initiative stehen die Senkung der Sanierungskosten, die Neugestaltung der Finanzierung (Anpassung des Finanzierungsschlüssels zwischen den beiden Zweckverbandsgemeinden, Beiträge Kanton und Lotteriefonds, Unterstützung durch Private) und die Etappierung der Investitionen.

Denn für private Sponsoren liegt die Anlage an einem attraktiven Standort und wird gut besucht. Und kantonale Beiträge könnten aufgrund der überregionalen Bedeutung und der Fördermassnahmen gemäss dem neuen Sportanlagenkonzept erwartet werden. Zudem ist auch eine Änderung des Finanzierungsschlüssels denkbar, welcher Wangen-Brüttisellen etwas entlasten würde.

Nach Ansicht des Komitees rechtfertigt sich ein modifizierter Antrag insofern, als dass vor allem finanzielle Gründe bei Wangen-Brüttisellen den Ausschlag für das Nein zur Vollsanierung gaben. Das öffentliche Interesse an dem Hallenbad ist nach wie vor in beiden Gemeinden gegeben.

11 Stellungnahme des Gemeinderats

11.1 Die Initiative ist gültig

Es handelt sich um eine Initiative gemäss § 50 des zürcherischen Gemeindegesetzes. Danach kann jede stimmberechtigte Person über einen in die Befugnis der Gemeindeversammlung fallenden Gegenstand eine Initiative stellen. Das Initiativrecht gilt selbstverständlich auch für Angelegenheiten, die letztlich der Urnenabstimmung unterbreitet werden müssen. 

Massgebend für die Beurteilung, ob die Angelegenheit in die Befugnis der Gemeindeversammlung bzw. der Urnenabstimmung fällt, ist der Schlussentscheid - im vorliegenden Fall somit eine allfällige Kreditvorlage. Demnach ist auch der Auftrag an den Gemeinderat, eine entsprechende Vorlage auszuarbeiten, initiativfähig. 

Die Initiative zielt auf eine Wiedererwägung der von den Stimmberechtigten der Gemeinde Wan​gen-Brüttisellen und damit vom Zweckverband Hallen- und Freibad "Faisswiesen" am 24.09.2006 an der Urne abgelehnten Vollsanierung des Hallen- und Freibades. Eine solche Wiederwägung ist aufgrund der gesetzlichen Vorschriften sowie der Rechtssprechung als zulässig zu betrachten. Deshalb hat der Gemeinderat die Initiative mit Beschluss vom 8.1.07 als gültig erklärt.
Beim vorliegenden Antrag auf Vorlage eines Projektierungskredites handelt es sich um eine Initia​tive in der Form einer allgemeinen Anregung. Sie enthält Ziel und Zweck des Begehrens, überlässt aber die Ausarbeitung einer konkreten Vorlage den beiden Behörden. Wird die Initiative von den Stimmberechtigten angenommen (= erheblich erklärt), ist damit erst ein Grundsatzentscheid ge​fällt. Die Behörde wird beauftragt, eine entsprechende Vorlage zu erarbeiten und der Stimmbürgerschaft zur Beschlussfassung zu unterbreiten. 

11.2 Der Gemeinderat empfiehlt die Initiative abzulehnen

11.2.1 Weshalb hat der Gemeinderat die Vollsanierung abgelehnt?

Einleitend ist in Erinnerung zu rufen, dass der Gemeinderat die seinerzeitige Vorlage für die Gesamtsanierung ausschliesslich deshalb zur Ablehnung empfohlen hat, weil sich seines Erachtens die Gemeinde Wangen-Brüttisellen die Aufwendungen bzw. die Folgekosten nicht leisten kann. Zitat aus der Urnenvorlage: "Dagegen lässt sich der finanzielle Mehraufwand für die Sanierung der ganzen Anlage nicht verantworten. Die hiefür geschätzten jährlichen Mehrkosten entsprächen mehr als 3 Steuerprozenten. Ohne Erhöhung des Steuersatzes liesse sich dies nicht bewerkstelligen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Gemeinde in den kommenden Jahren weitere namhafte Mehraufwendungen wird verkraften müssen."
11.2.2 An der finanziellen Situation hat sich nichts geändert

An der Finanzlage, wie sie der Gemeinderat seinerzeit beurteilt hatte, hat sich seither nichts geändert. Vielmehr haben sich die Prognosen durch die in der Zwischenzeit überarbeitete Finanzplanung (in welcher die Aufwendungen für die Sanierung des Freibades berücksichtigt sind) erhärtet. Das Defizit gemäss Budget 2007 von rund 1 Mio. Franken wird bis 2009 stetig ansteigen und 2010 mit einem Betrag von rund 2,5 Mio. Franken sogar den gesetzlich zulässigen Rahmen übersteigen. Gleichzeitig wird das Nettovermögen der Gemeinde von 11,8 Mio.  auf  4,6 Mio. Franken sinken. Die zur Zeit noch gute Substanz ist denn auch der einzige Grund, weshalb die Defizite einstweilen noch in Kauf genommen werden können.

Fairerweise sei hier darauf hingewiesen, dass - wie der Gemeinderat bereits in der seinerzeitigen Vorlage ausgeführt hat - die Suppe vielleicht nicht so heiss gegessen werden muss. Die der Finanzplanung zugrunde gelegten Zahlen können sich auch anders entwickeln. Aber selbst, wenn sich die Ausgaben auf tieferem bzw. die Erträge auf höherem Niveau entwickeln sollten, müsste vor allem auf der Ertragsseite schon etwas sehr Entscheidendes passieren, um das grundsätzliche Problem kurz- oder mittelfristig zu entschärfen. Das erwähnte, gemäss Finanzplan auf das Jahr 2010 prognostizierte Defizit entspricht immerhin rund 17 Steuerprozenten! Mit den Mehrkosten für die Vollsanierung (gemäss Urnenvorlage) würden es mehr als 20 Steuerprozente sein. 

11.2.3 Eine Überprüfung wird wenig an der finanziellen Grundproblematik ändern können

An der seinerzeitigen Beurteilung, dass Wangen-Brüttisellen maximal die Kosten für die Freibadsanierung in Kauf nehmen könne, hat sich nichts geändert. Es stellt sich deshalb vor allem die Frage, ob eine erneute Überprüfung zu einer Vorlage führen könnte, bei welcher die Belastung für Wangen-Brüttisellen nicht oder nur unwesentlich über derjenigen für die Freibadsanierung liegen würde. Dies hält der Gemeinderat für ausgeschlossen. Nach seiner Auffassung ist weder eine projekttechnisch abgespeckte Variante noch eine veränderte Kostenverteilung denkbar, mit der die finanziellen Folgen auf ein verantwortbares Mass gedrückt werden könnten.

Der Gemeinderat gelangt deshalb zur Überzeugung, dass die Initiative konsequenterweise zur Ablehnung empfohlen werden muss.

- Ende -








